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Planfeststellungsverfahren Ausbau der K 7879 Plauensche Straße in Plauen, OT Jößnitz 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

in vorbezeichneter Angelegenheit nimmt der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), 
Landesverband Sachsen e.V., als anerkannte Naturschutzvereinigung gemäß § 3 des Umweltrechts-
behelfsgesetzes (UmwRG) in Verbindung mit § 63 Abs. 2 Nr. 7 des Bundesnaturschutzgesetzes 
(BNatSchG) fristgerecht wie folgt Stellung: 

 

1. Grundsätzliche Positionierung 

Der BUND Sachsen erkennt den sachlich begründeten Sanierungsbedarf der Fahrbahn an. Die Behebung 
der baulichen Missstände und die Schaffung einer sicheren Fuß- und Radwegeinfrastruktur stellen ein 
legitimes öffentliches Interesse dar. Diese Planungsziele entbinden den Vorhabenträger jedoch nicht 
von der rechtlichen Verpflichtung, Eingriffe in den Naturhaushalt auf das zwingend erforderliche Maß zu 
beschränken. Der BUND Sachsen beantragt, den Planfeststellungsbeschluss in der vorgelegten Fassung 
nicht zu erlassen, solange die nachfolgend dargelegten rechtlichen und fachlichen Mängel nicht beho-
ben sind. 

 

2. Abwägungsdefizite und Variantenprüfung 

Das Planfeststellungsverfahren leidet unter einem evidenten Ermittlungs- und Bewertungsdefizit gemäß 
§ 74 Abs. 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) i.V.m. § 38 Abs. 1 des Sächsischen Straßen-
gesetzes (SächsStrG). Der im Planfeststellungsverfahren gebotene Variantenvergleich wurde unzu-
reichend und ergebnisgesteuert durchgeführt. Der Erläuterungsbericht (Unterlage 1.1, KO-PLAN Baupla-
nung GmbH, Mai 2025, Kap. 3.2) beschränkt sich auf den Vergleich zweier Ausbauvarianten der Seiten-
bereiche (2,50 m vs. 3,00 m Gehweg), setzt die Fahrbahnbreite jedoch in beiden Fällen starr auf 6,00 m 
fest. Beide untersuchten Varianten erzwingen den Totalverlust der straßenbegleitenden Lindenallee. 

Dieser Abwägungsausfall ist aktenkundig: Der Erläuterungsbericht hält in Kapitel 3.2 ausdrücklich fest, 
die Fahrbahnbreite von 6,00 m sei durch den Baulastträger „im Vorfeld festgelegt worden", was eine 
Untersuchung alternativer Querschnitte „obsolet machen würde". Diese Formulierung ist keine techni-
sche Begründung — sie ist das Eingeständnis, dass eine Abwägung gar nicht stattgefunden hat. Der 
Ausschluss baumerhaltender Querschnittsvarianten wird nicht mit fachlichen oder tatsächlichen Grün-
den gerechtfertigt, sondern als vorgefundenes Ergebnis deklariert. Damit liegt nicht ein Ermittlungsde-
fizit vor, das sich durch Nachermittlung heilen ließe, sondern ein Abwägungsausfall, der die Planfest-
stellungsbehörde verpflichtet, die Unterlagen zur Ergänzung zurückzuverweisen (§ 75 Abs. 1a Satz 2 
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VwVfG). Der BUND Sachsen macht ausdrücklich darauf aufmerksam, dass dieser Befund nicht auf einer 
Interpretation der Unterlagen beruht, sondern auf dem Wortlaut des Erläuterungsberichts selbst. 

Der Vorhabenträger stützt die Fahrbahnbreite auf die Richtlinien für die Anlage von Stadtstraßen (RASt 
06). Technische Regelwerke wie die RASt 06 sind keine strikten Rechtsnormen, sondern anerkannte 
antizipierte Sachverständigengutachten, von denen mit sachlicher Begründung abgewichen werden darf 
und bei kollidierenden Belangen abgewichen werden muss. Eine daran orientierte Planung verstößt nur 
in Ausnahmefällen gegen das fachplanerische Abwägungsgebot (BVerwG, Urt. v. 01.10.2024 — 9 A 5.23, 
Ls. 1). Der Vorhabenträger wendet die RASt 06 schematisch an, ohne zu prüfen, ob im konkreten 
Einzelfall — geprägt durch eine erhaltungswürdige Allee, geringe Verkehrsbelastung und das Fehlen von 
Buslinienverkehr — eine Abweichung zugunsten des Baumbestands fachlich geboten gewesen wäre. 
Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts genügt eine schematische Regelwerksan-
wendung dem fachplanerischen Abwägungsgebot dann nicht, wenn besondere Einzelfallumstände eine 
eigenständige, einzelfallbezogene Prüfung verlangen (BVerwG, Urt. v. 01.10.2024 — 9 A 5.23, Ls. 1 und 
3). Der vorliegende Fall weist eine Kombination solcher Umstände auf: das Fehlen jeglichen Buslinien-
verkehrs, ein Schwerverkehrsanteil von lediglich 1,8%, die bioklimatische Funktion der Allee als materi-
elle Grundlage des staatlichen Erholungsort-Prädikats sowie der Umstand, dass die geplante Fahrbahn-
breite gegenüber dem Bestand ohnehin eine Verschmälerung darstellt. All dies hätte den Vorhabenträ-
ger verpflichtet, baumerhaltende Alternativen ernsthaft zu prüfen und deren Ausscheiden nachvollzieh-
bar zu begründen. 

Die Existenz von Zwangspunkten — namentlich die parallele Bahntrasse und die seitliche Wohnbebau-
ung — entbindet den Vorhabenträger dabei nicht von der Dokumentationspflicht, warum innerhalb des 
durch diese Zwangspunkte vorgegebenen Rahmens keine baumerhaltende Querschnittslösung reali-
sierbar sein soll. 

Eine solche Abwägung hätte insbesondere baumerhaltende Bautechniken und Querschnittslösungen in 
Betracht ziehen müssen, namentlich: 

• punktuelle Begegnungsengstellen mit angepasster Fahrbahnbreite im unmittelbaren Alleenbe-
reich, 

• eine abschnittsweise Geschwindigkeitsreduzierung auf 30 km/h im Alleenabschnitt Bau-km 
0+308 bis 0+725. Nach RASt 06 Tabelle 1 ist bei verminderter Geschwindigkeit und geringer Lkw-
Begegnungshäufigkeit eine Fahrbahnbreite von 5,50 m als Planungsmaßstab angesetzt. Der 
BUND Sachsen behauptet nicht, dass eine Fahrbahnbreite von 5,50 m in diesem Abschnitt tat-
sächlich realisierbar ist oder dass sie den Erhalt aller Bäume sicherstellen würde. Gefordert wird 
allein, dass der Vorhabenträger diese Option — kombiniert mit den übrigen nachfolgend genann-
ten Maßnahmen — einer gutachterlichen Prüfung unterzieht und deren Ausscheiden mit einzel-
fallbezogenen, nachvollziehbaren Gründen dokumentiert. Bei einer Straße ohne Buslinienverkehr 
und mit einem Schwerverkehrsanteil von lediglich 1,8% (Unterlage 1.1, Kap. 1.3) besteht kein a-
priori-Grund, diese Prüfung zu unterlassen, 

• alternative Radverkehrsführungen auf Parallelstraßen, 

• abweichende Achslagen zur gegenüberliegenden Straßenseite sowie 

• eine Reduzierung des Gehweges im Alleenabschnitt (Bau-km 0+308 bis 0+725) auf einen reinen 
Fußweg mit einer Mindestbreite von 2,00 m ohne Radverkehrsfreigabe, was den gesamten Stra-
ßenaufbau um ca. 1,00 m von der Baumreihe abrücken würde; der Radverkehr wäre auf diesem 
417 m langen Teilabschnitt auf der Fahrbahn zu führen, eine Querungsproblematik an der Einmün-
dung Wilhelm-Külz-Straße wäre durch eine Querungshilfe lösbar.  

3. Besonderer Abwägungsbelang: Staatlich anerkannter Erholungsort 

Der Ortsteil Jößnitz ist staatlich anerkannter Erholungsort im Sinne des Sächsischen Kurortegesetzes 
(SächsKurG) i.V.m. § 9 der Verordnung über die Voraussetzungen der Anerkennung als Kur- oder Erho-
lungsort im Freistaat Sachsen (ANVO-SächsKurG). § 9 ANVO-SächsKurG setzt für diese Anerkennung 
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u.a. eine landschaftlich bevorzugte und bioklimatisch begünstigte Lage voraus; § 2 Abs. 1 Satz 3 ANVO-
SächsKurG verlangt ergänzend, dass die bioklimatischen Bedingungen geeignet sein müssen, den 
Erholungswert zu steigern. Die allgemeinen Anerkennungsvoraussetzungen nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 ANVO-
SächsKurG fordern darüber hinaus ausdrücklich einen hohen Standard der hygienischen Verhältnisse 
im Ort, der Belastungen oder Belästigungen der Kurpatienten und Erholungssuchenden durch Schad-
stoffe im Wasser, im Boden oder in der Luft oder durch Lärm oder Gerüche ausschließt. 

Die straßenbegleitende Lindenallee leistet durch Beschattung, Verdunstungskühlung und Schallminde-
rung einen unmittelbaren und nachweislichen Beitrag zu genau den bioklimatischen Bedingungen, die 
materielle Grundlage des staatlichen Anerkennungsstatus sind. Nicht ohne Grund würdigt der Erläute-
rungsbericht selbst (Unterlage 1.1, Kap. 4, Gewählte Linie) die gewählte Vorzugsvariante mit dem Argu-
ment, sie werde dem Ortscharakter als Luftkurort besser gerecht – eine Einschätzung, die den funktio-
nalen Zusammenhang zwischen Baumbestand und Ortsstatus von Seiten des Vorhabenträgers selbst 
belegt. Der vollständige Verlust der Allee beeinträchtigt damit einen rechtlich gesicherten öffentlichen 
Belang des Freistaates Sachsen, der in die Abwägungsentscheidung nach § 74 Abs. 2 VwVfG i.V.m. § 
38 Abs. 1 SächsStrG zwingend einzustellen ist und gegen den die Interessen des Vorhabenträgers an 
einem normierten Regelquerschnitt explizit abgewogen werden müssen. Eine Auseinandersetzung mit 
diesem öffentlichen Belang ist in den Planunterlagen nicht erkennbar. Der BUND Sachsen verkennt nicht, 
dass verbesserte Verkehrssicherheit und Gehweginfrastruktur ihrerseits zur Attraktivität des Erho-
lungsorts beitragen können. Umso mehr hätte es einer expliziten Abwägung bedurft, in der beide 
Aspekte gegeneinander gestellt werden. 

 

4. Verstoß gegen das Vermeidungsgebot 

Das Vermeidungsgebot nach § 15 Abs. 1 BNatSchG i.V.m. § 10 des Sächsischen Naturschutzgesetzes 
(SächsNatSchG) verpflichtet den Vorhabenträger, erhebliche Beeinträchtigungen von Natur und Land-
schaft zu vermeiden, soweit dies möglich ist. Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung stellt das Ver-
meidungsgebot zwingend vor den Ausgleich – eine Freistellung von dieser Pflicht aufgrund vorhandener 
Kompensationsguthaben aus anderen Vorhaben kennt die Eingriffsregelung nicht. 

Die Überdimensionierung der Planung wird durch die vorliegenden Akten selbst belegt. Der Erläuterungs-
bericht führt explizit aus, dass auf der Straße keine Buslinie des Verkehrsverbundes Vogtland verläuft 
(Unterlage 1.1, Kap. 1.1) und der Schwerverkehrsanteil bei marginalen 1,8 % liegt (Unterlage 1.1, Kap. 
1.3). Zudem wird eingeräumt, dass der Begegnungsfall zweier Lkw als geringfügig eingeschätzt werden 
kann (Unterlage 1.1, Kap. 4.4.1). Gemäß der vom Vorhabenträger selbst herangezogenen RASt-06-
Tabelle 1 (wiedergegeben in Unterlage 1.1, Kap. 1.3) ist bei geringer Lkw-Begegnungshäufigkeit und 
verminderter Geschwindigkeit eine Fahrbahnbreite von 5,50 m planungstechnisch darstellbar. Ob eine 
solche Lösung – kombiniert mit einer abschnittsweisen Tempo-30-Anordnung im Alleenbereich und 
einer angepassten Trassenführung – zumindest den Erhalt der ökologisch wertvollsten Bäume ermög-
licht hätte, wurde nicht gutachterlich untersucht. Die Feststellung im Erläuterungsbericht, die Bäume 
seien „aufgrund der geltenden Gesetzeslage nicht zu halten" (Unterlage 1.1, Kap. 2.4.3), ist keine 
Begründung im Sinne des Vermeidungsgebots. Sie leitet die Fällungsnotwendigkeit rechtsfehlerhaft in 
einem Zirkelschluss aus dem eigenen, unhinterfragten Planungsansatz ab. 

Dieser Zirkelschluss wird durch einen weiteren Befund verstärkt: Die geplante Fahrbahnbreite von 
6,00 m ist gegenüber der bestehenden Breite von bis zu 7,20 m (Unterlage 1.1, Kap. 1.2) eine 
Verschmälerung um bis zu 1,20 m – die Fahrbahnkante würde im Alleenbereich also von sich aus weiter 
von den Stämmen abrücken als heute. Schon dieser Umstand widerlegt die Behauptung, eine 
Fahrbahnbreite von unter 6,00 m sei aus Raumgründen technisch nicht darstellbar. 

Hinzu kommt, dass der im Erläuterungsbericht als Begründung herangezogene lichte Raum von 1,00 m 
zwischen Fahrbahnkante und Baumstamm (RASt 06) ein Planungsmaßstab für Neuanlagen ist, keine 
gesetzliche Entfernungspflicht für Bestandsbäume. Die einzige Rechtsgrundlage für eine Zwangsfällung 
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von Bestandsbäumen wäre die Verkehrssicherungspflicht – diese setzt jedoch einen konkret 
dokumentierten Gefahrennachweis für jeden einzelnen Baum voraus, der in den Planunterlagen vollstän-
dig fehlt. 

Zudem verläuft die Kanaltrasse nach den Lageplänen (Unterlage 5.1) überwiegend in Straßenmitte. Ein 
baumschädigend naher Kanalverlauf am Straßenrand ist lediglich im Bereich der Einmündung Gellert-
straße erkennbar. Dies belegt, dass eine pauschale Fällung aller Bäume entlang des gesamten Alleen-
abschnitts aus Kanalgründen nicht gerechtfertigt ist. 

 

5. Artenschutzrechtliche Sachverhaltsermittlung 

Die Planung verstößt gegen den strengen Artenschutz gemäß § 44 BNatSchG i.V.m. Anhang IV der 
Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH-RL). Im Abschnitt Bau-km 0+308 bis 0+725 sind Altlinden mit 
Stammdurchmessern von 40 bis 75 cm zur Fällung vorgesehen (Unterlage 11, lfd. Nr. 15). Zu bemerken 
ist, dass der Erläuterungsbericht (Unterlage 1.1, Kap. 1.2) für denselben Baumbestand lediglich Stamm-
durchmesser von 40 bis 60 cm angibt. Dieser interne Widerspruch in den Planunterlagen belegt, dass 
keine sorgfältige Einzelbaumerfassung stattgefunden hat – eine solche wäre jedoch Voraussetzung für 
den Einzelfallnachweis der Fällungsnotwendigkeit. Die ökologische Baubegleitung (Unterlage 19.6, 
Zusammenfassung vom 24.09.2025) hat an 53 untersuchten Bäumen 34 Höhlungen nachgewiesen und 
diese unmittelbar verschlossen. Aus den Planunterlagen ist nicht erkennbar, dass eine faunistische Art-
bestimmung der potenziell in den Höhlungen lebenden Fledermaus- und Vogelarten durchgeführt 
wurde. Weder eine akustische Detektorkartierung noch Netzfänge, saisonale Wiederholungsbegehun-
gen oder Endoskopuntersuchungen auf konkrete Tierindividuen sind dokumentiert. Ebenso fehlt jegli-
che Untersuchung auf holzbewohnende Käferarten, insbesondere den Eremiten (Osmoderma eremita), 
eine in mulmgefüllten Höhlen alter Linden gut dokumentierte Art des Anhangs II und IV der FFH-Richtli-
nie, sowie potentiell den Hirschkäfer (Lucanus cervus, Anhang II FFH-RL), wenngleich dessen Bindung 
an Linden geringer ist als an Eichen. Die Feststellung, ob der Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 3 
BNatSchG (Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) erfüllt ist, setzt zwingend eine hinrei-
chende Ermittlung des Artenvorkommens voraus. Ohne Artnachweis fehlt der Planfeststellungsbehörde 
jegliche rechtliche Grundlage zur Prüfung, ob die Voraussetzungen für eine Ausnahmeerteilung nach § 
45 Abs. 7 BNatSchG überhaupt vorliegen. 

Besonders schwerwiegend ist der Umstand, dass die 34 dokumentierten Baumhöhlen bereits am 
02.09.2025 – vor dem Planfeststellungsbeschluss und ohne dokumentierte artenschutzrechtliche Aus-
nahmeprüfung – verschlossen wurden (Unterlage 19.1). Das dauerhafte Verschließen einer Baumhöhle 
verhindert zukünftige Nutzung, zerstört das Mikroklima der Höhlenstruktur und entzieht potenziellen 
Folgenutzerarten die Habitatstruktur irreversibel. Es ist damit als Beschädigung einer Fortpflanzungs- 
und Ruhestätte im Sinne des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG zu qualifizieren.  

Dieses systematische Ergebnis folgt unmittelbar aus § 44 Abs. 1 BNatSchG selbst: Der Schutztatbe-
stand knüpft an die ökologische Funktion der Fortpflanzungs- oder Ruhestätte an — nicht an ihren 
Zustand nach künstlicher Entwertung durch vorbereitende Maßnahmen des Vorhabenträgers. Eine 
gegenteilige Auslegung würde es ermöglichen, artenschutzrechtliche Prüfpflichten durch vorgelagerte 
Maßnahmen systematisch zu unterlaufen und § 44 Abs. 1 BNatSchG seines praktischen Schutzgehalts 
zu berauben. Dies widerspricht zudem dem Gebot der unionsrechtskonformen Auslegung im Lichte von 
Art. 12 Abs. 1 lit. d der FFH-Richtlinie, der die Beschädigung oder Vernichtung von Brutstätten oder 
Ruhestätten streng geschützter Tierarten ohne Ausnahmetatbestand untersagt.  

6. Unzulänglichkeit der CEF-Maßnahmen 

Als Ausgleich für den Verlust der 34 Baumhöhlungen sind 7 Fledermaus- und 27 Kleinvogelkästen vor-
gesehen, die spätestens 1 Jahr nach Beginn der Baumaßnahme an die Untere Naturschutzbehörde zu 
liefern sind, um sie sukzessive im Stadtgebiet anzubringen (Unterlage 11, lfd. Nr. 15; Unterlage 19.6, 
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Kap. 2). Diese Konzeption verfehlt die gesetzlichen Anforderungen an vorgezogene Ausgleichsmaßnah-
men (CEF-Maßnahmen) im Sinne des § 44 Abs. 5 BNatSchG grundlegend. 

Erstens ist die zeitliche Wirksamkeit nicht gegeben. CEF-Maßnahmen müssen vor dem Eingriff ihre öko-
logische Funktion entfalten (BVerwG, Urt. v. 09.07.2008, Az. 9 A 14.07). Kästen, die erst bis zu einem 
Jahr nach Baubeginn geliefert werden, stehen den Tieren im Zeitpunkt der Fällung nicht zur Verfügung. 
Der Eingriff ist in seiner derzeitigen Ausgestaltung daher rechtlich unzulässig. Auch eine anderweitige 
Sicherstellung der ökologischen Funktion vor Eingriffsbeginn – die nach der Rechtsprechung des Bun-
desverwaltungsgerichts alternativ ausreichen kann (BVerwG, Urt. v. 03.05.2013, Az. 9 A 16.12) – ist 
weder konzipiert noch dokumentiert. 

Zweitens fehlt die artbezogene Wirksamkeit. Das Bundesverwaltungsgericht hat ausdrücklich festge-
stellt, dass die Wirksamkeit von Fledermauskasten-Maßnahmen als CEF-Maßnahme artbezogen zu 
bewerten ist (BVerwG, Urt. v. 31.03.2023, Az. 4 A 10.21). Bestimmte potenzielle Bewohner wie die Bech-
steinfledermaus oder die Brandtfledermaus akzeptieren Kunstquartiere in deutlich geringerem Maße als 
andere Arten. Da die im vorliegenden Fall potenziell betroffenen Arten nicht bestimmt wurden, ist diese 
zwingend gebotene Wirksamkeitsprüfung objektiv unmöglich. Zudem können Standardkästen das 
stabile Mikroklima tiefer Höhlungen in bis zu 75 cm starken Lindenstämmen (Unterlage 11, lfd. Nr. 15) 
nicht ersetzen. 

Drittens mangelt es an der räumlichen Funktionalität. Die sukzessive Anbringung an einem unbestimm-
ten Ort im Stadtgebiet stellt keine räumlich-funktionale Beziehung zu den betroffenen Lokalpopulatio-
nen und deren spezifischen Aktionsräumen sicher. Dies entspricht nicht dem Stand der Wissenschaft 
und der einschlägigen Rechtsprechung zu CEF-Maßnahmen. 

 

7. Defizite der Baumkompensationsbilanz 

Die Umsetzung der Eingriffsregelung nach §§ 13 ff. BNatSchG i.V.m. §§ 9 ff. SächsNatSchG und der 
Baumschutzsatzung der Stadt Plauen ist rechnerisch und methodisch intransparent. 

Die naturschutzfachliche Bilanz (Unterlage 19.3) schließt die Straßenbäume aus. Es fehlt in den gesam-
ten Planunterlagen eine exakte Gesamtzahl der tatsächlich zu fällenden Bäume. Das Regelungsver-
zeichnis (Unterlage 11, lfd. Nr. 15) ordnet die Fällung sämtlicher Bäume zwischen Bau-km 0+308 und 
0+725 an, ohne eine Gesamtzahl zu benennen. Der Erläuterungsbericht stellt ein Ersatzverhältnis von 
1:2 in Aussicht (Unterlage 1.1, Kap. 2.5). Die in Unterlage 19.4 genannten 16 Ersatzlinden auf Flurstück 
3033 belegen jedoch, dass diese Bilanz bei den tatsächlich zu fällenden Bäumen nicht geschlossen ist. 
Ebenso fehlt der gesicherte Nachweis über die dauerhafte rechtliche Verfügbarkeit dieses Ersatzpflan-
zungsstandorts. 

Nach Abschluss sämtlicher Maßnahmen wäre die Plauensche Straße, die heute eine geschlossene 
straßenbegleitende Lindenreihe trägt, eine baumlose Straße. Die 16 vorgesehenen Ersatzlinden werden 
an einem externen Standort (Flurstück 3033) gepflanzt. Eine Neupflanzung von Straßenbäumen entlang 
der Plauenschen Straße ist in den Regelquerschnitten (Unterlage 14.1) nicht vorgesehen. Eine externe 
Ersatzmaßnahme ist nach § 15 Abs. 2 Satz 3 BNatSchG grundsätzlich zulässig. Sie muss jedoch nach 
§ 15 Abs. 2 Satz 2 BNatSchG die beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushalts in angemessener Frist 
wiederherstellen. Die stadtklimatische, beschattende und ortsbildprägende Funktion der Lindenreihe 
entlang der Plauenschen Straße wird durch eine räumlich entkoppelte Pflanzung an einem anderen 
Standort nicht wiederhergestellt — weder in angemessener Frist noch am funktional maßgeblichen Ort. 

Soweit der Kompensationsbedarf von 0,76 Biotopwertpunkten über einen Überschuss aus dem Vorha-
ben „Radroute 3" (Unterlage 19.6) gedeckt werden soll, fehlt die Klarstellung der Additivität. Die 
projektspezifische Pflicht, zunächst alle zumutbaren Möglichkeiten der Vermeidung und Minimierung 
auszuschöpfen, bleibt unberührt. 
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Desweiteren enthält die naturschutzfachliche Bilanz (Unterlage 19.3) zwar Einträge für Strauchhecken 
(Biotoptyp 65.100, ca. 581 m²), erfasst jedoch nicht nachvollziehbar die im Lageplan 5.1 vermerkte 
Rodung der durchgehenden Formhecke im Bauabschnitt I (ca. 280 m Länge, ~280 m²). Eine explizite 
Zuordnung und funktionale Bewertung dieser Hecke – insbesondere ihrer Funktion als Sicht- und 
Raumteiler zur Eisenbahn-Hauptstrecke Dresden–Hof – fehlt vollständig. 

Hinzu kommt, dass die Realisierbarkeit des Ersatzpflanzungskonzepts selbst in Frage steht. Nach den 
Planunterlagen sollen die Ersatzpflanzungen im Bauabschnitt II (Alleenabschnitt) ca. 1 m in Richtung 
der dort vorhandenen Formhecke und des angrenzenden Wildwuchsstreifens rücken. Soweit aus den 
Lageplänen (Unterlage 5.2) erkennbar, überschneidet sich der geplante Pflanzstandort räumlich mit die-
sem Bewuchs. Um die Neupflanzungen tatsächlich zu realisieren, wäre ein Rückschnitt oder eine Besei-
tigung dieses Bewuchses erforderlich — ein Grünverlust, der in keiner Planunterlage ausgewiesen, 
bewertet oder kompensiert ist. Der Vorhabenträger hat darzulegen, ob und in welchem Umfang der 
bestehende Bewuchs am Ersatzpflanzungsstandort durch die Maßnahme beeinträchtigt wird, und die-
sen Eingriff gegebenenfalls in die Kompensationsbilanz einzustellen. 

Ein weiterer Bilanzierungsmangel betrifft die drei Linden im Bereich der Einmündung Wilhelm-Külz-
Straße. Im Lageplan 5.1 sind diese Bäume eingezeichnet, ohne dass dort eine Rodung vermerkt ist. Das 
Regelungsverzeichnis (Unterlage 11, Ziffer 12) ordnet hingegen ausdrücklich ihre Rodung an und stellt 
fest, Ersatzpflanzungen seien „aufgrund des Platzmangels" nicht vorgesehen. Dieser Widerspruch zwi-
schen Lageplan und Regelungsverzeichnis beeinträchtigt die Anstoßfunktion der öffentlichen Ausle-
gung nach § 73 Abs. 3 VwVfG: Betroffene konnten den tatsächlichen Eingriffsumfang anhand der aus-
gelegten Unterlagen nicht vollständig erkennen. In der Sache fehlt für die ersatzlose Fällung dieser drei 
Bäume jede naturschutzrechtliche Begründung. Der pauschale Hinweis auf „Platzmangel" ist keine aus-
reichende Begründung im Sinne der Eingriffsregelung nach §§ 13 ff. BNatSchG; er schließt weder eine 
externe Ersatzpflanzung aus noch belegt er, dass alle zumutbaren Minimierungsmöglichkeiten geprüft 
wurden. Die betroffenen Bäume stehen im Zugangsbereich einer nach den vorliegenden Erkenntnissen 
ca. 200 m langen, überwiegend beidseitigen Allee in der Wilhelm-Külz-Straße mit einem Gesamtbestand 
von ca. 40 Bäumen. Ihre ersatzlose Fällung unterbricht die gestalterische und ökologische Einheit dieser 
Allee ohne nachvollziehbare Begründung. 

Unabhängig von der vorstehend dargelegten Pflicht zur Variantenprüfung ist der materielle Schutzgehalt 
der Baumschutzsatzung der Stadt Plauen (BschS vom 23.09.2005) im vorliegenden Planfeststellungs-
verfahren abwägungsrelevant. Die Konzentrationswirkung des Planfeststellungsbeschlusses nach § 75 
Abs. 1 Satz 1 VwVfG i.V.m. § 38 Abs. 1 SächsStrG ersetzt zwar die formelle Ausnahmegenehmigung 
nach § 5 BschS als eigenständigen Verwaltungsakt. Sie entbindet die Planfeststellungsbehörde jedoch 
nicht davon, den materiellen Schutzgehalt der Satzung als öffentlichen Belang in ihre Abwägungsent-
scheidung einzustellen. Die Planfeststellungsbehörde hat die Zulassungsentscheidung unter Berück-
sichtigung aller von dem Vorhaben berührten öffentlichen Belange in eigener Verantwortung zu treffen 
(BVerwG, Urt. v. 19.02.2025 — 9 A 9.23, Rn. 20). 

Die Baumschutzsatzung schützt die Lindenreihe sowohl als Baumreihe nach § 2 Abs. 3 BschS (53 
Bäume, Stammumfänge 125–235 cm) als auch als Einzelbäume nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 BschS. § 3 Abs. 
1 BschS verbietet die Beseitigung dieser Gehölze. § 3 Abs. 3 Nr. 2 und 3 BschS verbieten darüber hinaus 
Ausschachtungen im Wurzelbereich sowie die Befestigung der Baumscheibe mit wasserundurchlässi-
gen Materialien — beides ist durch die geplante Straßenbaumaßnahme unmittelbar betroffen. Die 
materiellen Ausnahmevoraussetzungen des § 5 BschS — insbesondere die Verhältnismäßigkeit des Ein-
griffs und das Fehlen zumutbarer Alternativen — sind durch die Planfeststellungsbehörde eigenständig 
zu prüfen und im Planfeststellungsbeschluss zu dokumentieren. Eine Auseinandersetzung mit diesen 
materiellen Anforderungen ist in den vorliegenden Planunterlagen nicht erkennbar. Der BUND Sachsen 
fordert die Planfeststellungsbehörde auf, diese Prüfung nachzuholen und zu dokumentieren, dass der 
materielle Schutzgehalt der Baumschutzsatzung in die Abwägung eingeflossen ist.  
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Das geplante Ersatzverhältnis von 1:2 bedarf einer nachvollziehbaren fachlichen Begründung, die in den 
Planunterlagen fehlt. Für Altbäume mit einem Alter von 80–100 Jahren und Stammdurchmessern bis 
75 cm ist die ökologische Funktion — gewachsene Höhlenstrukturen, stabiles Mikroklima, Habitatkonti-
nuität — durch Neupflanzungen erst nach Jahrzehnten annähernd erreichbar. Der Vorhabenträger hat 
darzulegen, auf welcher fachlichen Grundlage ein Faktor von 1:2 als angemessene Kompensation für 
Bäume dieser Dimension und dieses Alters angesetzt wurde. 

Die Baumschutzsatzung schreibt in § 7 Abs. 3 BschS eine Anwuchspflege von 3 Jahren vor. Angesichts 
der stark sonnenexponierten Südlage und der Böschungssituation zur Bahntrasse ist die Festlegung 
einer dreiährigen Standardpflege ohne standortspezifische Begründung nicht plausibel. Der Vorhaben-
träger hat darzulegen, auf welcher Grundlage die vorgesehene Pflegedauer als ausreichend für die 
Sicherung einer angemessenen Anwuchsrate an diesem konkreten Standort eingestuft wird. 

 

8. Fazit und Anträge 

Der BUND Landesverband Sachsen e.V. fordert vor Erteilung des Planfeststellungsbeschlusses: 

1. Die Ergänzung der Vermeidungsprüfung durch den gutachterlichen Nachweis, dass baumerhal-
tende Varianten mit reduzierter Fahrbahnbreite, punktuellen Begegnungsengstellen, abschnitts-
weiser Geschwindigkeitsreduzierung, Reduzierung des Gehweges auf einen reinen Fußweg im 
Alleenabschnitt und alternativer Radverkehrsführung ernsthaft untersucht und mit nachvollzieh-
baren Gründen ausgeschieden wurden. 

2. Die Vorlage aller Unterlagen, die der ökologischen Baubegleitung und der UNB Vogtlandkreis im 
Zusammenhang mit dem Verschluss der 34 Baumhöhlen am 02.09.2025 vorlagen, insbeson-
dere: (a) den Nachweis, auf welcher artenschutzrechtlichen Grundlage der Verschluss erfolgte; 
(b) jegliche vor dem Verschluss erstellten faunistischen Erfassungsunterlagen; (c) den Nach-
weis, dass die UNB den Verschluss ausdrücklich gebilligt hat und welche artenschutzrechtliche 
Prüfung dem vorausging. Sofern solche Unterlagen nicht existieren, ist dies als eigenständiger 
Verstoß gegen § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG zu werten und der UNB zur ordnungsrechtlichen 
Prüfung vorzulegen. 

3. Den einzelfallbezogenen Nachweis der Unvermeidbarkeit der Fällung für jeden einzelnen 
betroffenen Baum, einschließlich des Nachweises, ob die konkrete Kanalführung und Aus-
schachtungstiefe die Fällung des jeweiligen Baumes tatsächlich erzwingen [E2]. Ohne doku-
mentierte gravierende Gesundheits- oder Standsicherheitsmängel oder den Nachweis, dass 
trotz baumerhaltender Bauweise keine zumutbare Lösung möglich ist, ist die Fällung des jewei-
ligen Baumes als unzulässig zu bewerten. 

4. Die rechtskonforme Überarbeitung der CEF-Planung für Fledermäuse und Höhlenbrüter mit art-
bezogenem Nachweis der Wirksamkeit der Ersatzquartiere, räumlich-funktionaler Zuordnung 
und dem Nachweis der Verfügbarkeit vor Beginn der Fällarbeiten. 

5. Die Vorlage einer eigenständigen, vollständigen und geschlossenen Baumkompensationsbilanz 
nach Baumschutzsatzung, die sämtliche Eingriffe in Gehölzbestände erfasst. Diese hat insbe-
sondere zu umfassen: die exakte Gesamtzahl der zu fällenden Bäume einschließlich der drei 
Linden im Bereich der Einmündung Wilhelm-Külz-Straße; die Erfassung und Kompensation des 
Heckenbestandes, die Klarstellung, ob der Ersatzpflanzungsstandort im Bauabschnitt II durch 
Rückschnitt oder Beseitigung von Bestandsgehölzen vorbereitet werden muss, und ggf. die Ein-
stellung dieses Eingriffs in die Bilanz; rechtsverbindliche Nachweise der Flächenverfügbarkeit 
des Ersatzstandorts; den Nachweis der Additivität der Radroute-3-Maßnahme sowie einen 
Ersatzfaktor von mindestens 1:3 und eine standortangepasste Anwuchspflege von mindestens 
7 Jahren. 
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6. Die Dokumentation durch die Planfeststellungsbehörde, dass der materielle Schutzgehalt der 
Baumschutzsatzung der Stadt Plauen — insbesondere die Verhältnismäßigkeit des Eingriffs 
und das Fehlen zumutbarer Alternativen nach § 5 BschS — in die Abwägungsentscheidung ein-
geflossen ist. Darüber hinaus wird die Planfeststellungsbehörde gebeten, den Verschluss der 
34 Baumhöhlen am 02.09.2025 durch die ökologische Baubegleitung der zuständigen Unteren 
Naturschutzbehörde zur Prüfung auf Vereinbarkeit mit § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG vorzulegen, 
da die Maßnahme ohne dokumentierte artenschutzrechtliche Ausnahmeprüfung nach § 45 
Abs. 7 BNatSchG und vor Erlass des Planfeststellungsbeschlusses erfolgte. 

7. Die erneute Auslegung der überarbeiteten Planunterlagen und Beteiligung der anerkannten 
Naturschutzvereinigungen gemäß § 73 Abs. 8 Satz 1 VwVfG, sofern der Vorhabenträger die 
Unterlagen zur Behebung der dargelegten Mängel wesentlich ändert. Die erneute Beteiligung 
erstreckt sich auf alle durch die Planänderung berührten Belange; eine Präklusion mit Einwen-
dungen, die erst durch die geänderten Unterlagen veranlasst werden, scheidet aus. 

8.  

Wir bitten um weitere Beteiligung am Verfahren. 

 

Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


